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(rich -Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— — Nr. 24.?: 


(Nr. 8144.) Geſetz, betreffend die Erbſchaftsſteuer. Vom 30. Mai 1873, 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages für den Umfang der 
Monarchie, mit Einſchluß des Jadegebietes, jedoch mit Ausſchluß der Hohenzollern⸗ 
ſchen Lande, was folgt: 

§. 1. 


Der Erbſchaftsſteuer ſind nach Vorſchrift dieſes Geſetzes und des anliegen» Hegenſtand der Erb. 
„„den, von Uns vollzogenen Tarifes unterworfen, ohne Unterſchied, ob der Anfall eft Reue. 
Z Inländern oder Ausländern zukommt: 
1) Erbſchaften, Vermächtniſſe und Schenkungen von Todeswegen (mit Gin» 
ſchluß der remuneratoriſchen und der mit einer Auflage belaſteten 
Schenkungen) ; 
2) Lehns- und Fideikommißanfälle; 
3) die Anfälle von Hebungen aus Familienſtiftungen, welche in Folge 
Todesfalles auf den vermöge ſtiftungsmäßiger oder geſetzlicher Succeſſions⸗ 
ordnung Berufenen übergehen. ] 
4 $. 2. | 
In Betreff ber von Fideikommiß⸗ und von Familienſtiftungen zu entrich⸗ gideitommiß⸗ und 
tenden Werthſtempelabgabe bewendet es bei den beſtehenden Vorſchriften mit Semilientiftungen 
folgenden Maßgaben: š 
1) die Ermittelung des ſtempelpflichtigen Werthes erfolgt nach den Bee 
ftimmungen in den $S. 12. bis 19. dieſes Geſetzes, jedoch ohne Abzug 
der Schulden; 
2) bei Fideikommiß- und Familienſtiftungen von Todeswegen ift ber Werth. 
ſtempel binnen 6 Monaten nach dem Todesfall beizubringen und kommen 
wegen der verte, für die Entrichtung beffelben bie Beſtimmungen 
ber $$. 27. und 28. dieſes Geſetzes zur Anwendung. 
Jahrgang 1873. (Nr. 8144.) 50 $. 3. 


Ausgegeben zu Berlin den 27. Juni 1873, 


Schenkungen unter 
Lebenden. 


Erbſchaftsſteuerpflich⸗ 
tige Maſſe. 


Zuwendungen zur 
Vergeltung übernom⸗ 
mener Leiſtungen. 


Stiftungen. 
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S. 9. 

Als Fideikommißſtiftungen im Sinne dieſes Geſetzes find alle von Todes- 
wegen oder unter Lebenden le Anordnungen anzuſehen, kraft deren 
gewiſſe Vermögensgegenſtände der Familie für immer oder für mehr als zwei 
Generationen erhalten bleiben ſollen. 


§. 4. 
Schenkungen unter Lebenden — insbeſondere auch die remuneratoriſchen 
und die mit einer Auflage belaſteten Schenkungen — unterliegen, wenn eine 


ſchriftliche Beurkundung derſelben ſtattfindet, einer Werthſtempelabgabe von dem 
Betrage der Schenkung. 

Der erforderliche Werthſtempel beſtimmt ſich nach den Vorſchriften des 
anliegenden Tarifes und der SS. 9. bis 19. dieſes Geſetzes, indem an Stelle der 
Verhältniſſe des Erblaſſers, beziehungsweiſe des Erwerbers des Anfalles, die 
Verhältniſſe des Gebers, beziehungsweiſe des Beſchenkten berückſichtigt werden. 

Im Uebrigen finden auf die Werthſtempelabgabe von Schenkungen die 
Beſtimmungen wegen des Urkundenſtempels Anwendung. 


§. 5. 

Die Erbſchaftsſteuer wird von dem Betrage entrichtet, um welchen die⸗ 
jenigen, denen der Anfall zukommt, durch denſelben reicher werden. 

Es ſind daher der ſteuerpflchtigen Maffe alle zu derſelben gehörige aug- 
ſtehende Forderungen, auch die, welche der Erwerber ſelbſt zur Maſſe ſchuldet, 
oder die ihm erſt mit dem Anfall erlaſſen werden, hinzuzurechnen. 

Dagegen kommen von der ſteuerpflichtigen Maſſe in Abzug alle Schulden 
und Laſten, welche mit und wegen derſelben übernommen werden. Hierzu wer- 
den bei Erbſchaften auch gerechnet die Koſten der letzten Krankheit und des Bes 
ran des en „die gerichtlichen und außergerichtlichen Koſten der 

achlaßregulirung und der im Intereſſe der Maſſe geführten Prozeſſe, nicht aber 
der Betrag der Erbſchaftsſteuer ſelbſt und nicht die Koſten der zwiſchen den Erb⸗ 
intereſſenten in deren beſonderem Intereſſe geführten Prozeffe. 


$. 6. 

Inſoweit eine Zuwendung zur Vergeltung für Leiſtungen beſtimmt iſt, 
welche mit dem Anfall übernommen werden und welche im Geldwerth zu vers, 
een ſind, kommt der Werth dieſer Leiſtungen von der Zuwendung in 

zug. 
8.7. 


Vermögen, welches zur Begründung einer angeordneten oder einem Erben, 
Vermächtnißnehmer u. ſ. w. aufgetragenen Stiftung — mit Ausſchluß der Fidei⸗ 
kommiß, und ber Familienſtiftungen (S. 2.) — gewidmet ijt, wird hinſichtlich 
der Verſteuerung ebenſo behandelt, als ob daſſelbe der ſchon begründeten Stif⸗ 
tung angefallen wäre, vorbehaltlich der anderweiten Feſtſtellung und Nachfor⸗ 
derung oder Erſtattung der Steuer, Falls die Stiftung nicht, oder nicht in der 
angeordneten Weiſe ju Ausführung gelangt. Für die eintretenden Falles nach⸗ 
zuerhebenden Steuerbeträge kann Sicherheitsbeſtellung gefordert werden. 


$. 8. , 
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„ Sind ohne Begründung einer Stiftung Zuwendungen zu milden, gemein ⸗ Zuwendungen zu mil 
nützigen oder öffentlichen Zwecken angeordnet ober einem Erben, Vermächtniß- den c. Sweden. 
nehmer 2c. Leiſtungen zu gleichen Zwecken aufgetragen, fo werden dieſelben hin- 
ſichtlich der Verſteuerung ebenſo behandelt, als ob zu demſelben Zwecke eine 
Stiftung im Betrage der Zuwendung beziehungsweiſe Leiſtung angeordnet wäre. 

Die auf ſolche Zuwendungen entfallende Steuer ift von den mit der Qu 
wendung Belaſteten zu entrichten und kann, wenn dieſerhalb keine andere An⸗ 
ordnung getroffen iſt, auf die Zuwendung beziehungsweiſe Leiſtung ſelbſt ange⸗ 
rechnet werden. 

S. 9. 


Grundſtücke und Grundgerechtigkeiten, welche außerhalb Landes liegen, gee Im Auslande Ge 
hören nicht zur ſteuerpflichtigen Maffe. Anderes im Auslande befindliches Ver- Melides Vermögen. 
mögen eines Erblaſſers, welcher bei ſeinem Ableben Inländer war, unterliegt 
der Verſteuerung, Falls davon im Auslande keine, oder eine geringere Erbſchafts⸗ 
ſteuer, als nach Vorſchrift dieſes Geſetzes, zu entrichten iſt. Im letzteren Falle 
findet die Anrechnung der im Auslande erweislich gezahlten Erbſchaftsſteuer auf 
die dieſſeitige Steuer ſtatt. 

$. 10. 


Von dem Anfall inländiſcher Grundſtücke, Grundgerechtigkeiten oder deren In Gulande befind 
Nutzungen ift die Erbſchaftsſteuer zu erheben ohne Unterſchied, ob der Erblaſſer liches Sermögen. 
Inländer oder Ausländer war, und ob derſelbe ſeinen Wohnſitz im Inlande 
hatte oder nicht. 

Anderes im Inlande befindliches Vermögen eines Erblaſſers, welcher bei 
ſeinem Ableben Ausländer war, unterliegt der Verſteuerung nicht, wenn in dem 
Staate, wohin daſſelbe verabfolgt werden foll, die gleiche Rückſicht hinſichtlich des 
Nachlaſſes dieſſeitiger Angehöriger beobachtet wird. 


$. 11. 


Schulden und Laſten, welche nur auf einem nach SS. 9. und 10. ſteuer⸗ Vertheilung der 
freien oder fteuerpflichtigen Theile der Maffe haften, kommen bei Berechnung der Schulden und Lasten. 
Steuer nur bei demjenigen Theile in Abzug, auf welchem ſie haften. 

Schulden und Laſten, welche ſowohl auf dem ſteuerfreien, als auf dem 
ſteuerpflichtigen Theile der Maſſe haften, kommen von letzterem nur nach dem 
Verhältniß dieſes Theiles zur geſammten Maſſe in Abzug. 

Hypothekariſche Schulden, für welche der Eigenthümer zugleich perſönlich 
die gelten als zunächſt das Grundſtück belaſtend, und Ea ee sch 
ich des durch das Grundſtück nicht gedeckten Betrages bei der übrigen Maſſe in 
Anrechnung. 

$. 12. 

Die Ermittelung des Betrages der Maſſe iſt, ohne Rückſicht auf die für Ermittelung des 
andere Zwecke vorgeſchriebenen Abſchätzungsgrundſätze, auf den gemeinen Werth Werthes der Mafie. 
zur Zeit des Anfalles zu richten. 

(Nr. 8144.) š 50* $. 13. 
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$. 13. 

Bei immerwährenden Nutzungen und Leiftungen wird das Zwanzigfache 
ihres einjährigen Betrages, bei Nutzungen und Leiſtungen von unbeſtimmter 
Dauer, ſofern nicht die Vorſchriften in den S$. 14. und 15. Anwendung finden, 
oder anderweite die längſte Dauer begrenzende Umſtände nachgewieſen werden, 
das Zwölfundeinhalbfache des einjährigen Betrages als Kapitalwerth ange⸗ 
nommen. 

§. 14. 


Der Werth von Leibrenten, Nießbrauchsrechten auf Lebenszeit und anderen 
auf die Lebenszeit des Berechtigten, oder einer anderen Perſon beſchränkten 
Nutzungen oder Leiſtungen beſtimmt fid) nach dem zur Zeit des Anfalles erreich— 
ten Lebensalter der Perſon, bei deren Tode die Nutzung oder Leiſtung erliſcht, 
und wird bei einem Lebensalter derſelben 

von 15 Jahren oder weniger auf das 16 face, 


über 15 Jahre bis zu 25 Jahren 15 » 
e „ 35 s 


5 25 LÀ . Li 14 s 
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des Werths ber einjährigen de od beziehungsweiſe Leiſtung angenommen. 

.. SW jedoch die Nutzung oder Leiſtung ſchon innerhalb eines Jahres nach 
dem Anfa Rerloſchen, fo wird der Werth derſelben nur nach Maßgabe ihrer 
wirklichen Dauer beſtimmt, und das Zuvielgezahlte erſtattet. 


$: 15.4 


Iſt die Dauer der Nutzungen oder Leiſtungen von der Lebenszeit mehrerer 
Perſonen dergeſtalt abhängig, daß beim Tode der zuerſt verſterbenden die Nutzung 
oder Leiſtung erliſcht, ſo d für die nad) $. 14. vorzunehmende Werthermittelung 
das Lebensalter der älteſten Perſon maßgebend. Wenn die Nutzung oder Lei⸗ 
ſtung bis zum Tode der letztverſterbenden Perſon fortdauert, erfolgt die Berech⸗ 
nung nach dem Lebensalter der jüngſten Perſon. 


$. 16. 


Bei auf beſtimmte Zeit eingeſchränkten Nutzungen ober Leiſtungen ift der 
Kapitalwerth der geſammten Nutzungen beziehungsweiſe Leiſtungen für den Zeit⸗ 
punkt des Anfalls unter Zugrundelegung eines fünfprozentigen Zinsfußes nach 
der als Anlage beigefügten Hülfstabelle zu ermitteln. Iſt jedoch die Dauer der 
„Nutzung oder Leiſtung noch außerdem durch die Lebenszeit einer oder mehrerer 
, Perſonen bedingt, fo darf der nach SS. 14. und 15. zu berechnende Kapitalwerth 


nicht überſchritten werden. | 
i §. 17. j 


. 


§. 17. , 
Nutzungen eines Kapitals find zu fünf vom Hundert jährlich zu veranſchla⸗ 
gm foweit nicht eine die anderweite Verfügung über das Kapital ausſchließende 
eſchränkung auf einen geringeren Prozentſatz nachgewieſen wird. 


§. 18. 

Den Werth aller anderen Gegenſtände anzugeben, liegt den Steuerpflich- 
tigen beziehungsweiſe den im S. 35. bezeichneten Verpflichteten ob. Wer der 
Verpflichtung zur Angabe des Werthes auf ergangene Aufforderung der Steuer⸗ 
behörde nicht genügt, hat die durch amtliche Ermittelung deſſelben entſtehenden 
und mit der Steuer einzuziehenden Koſten zu tragen. 


§. 19. 


Trägt die Steuerbebörde Bedenken, die Werthangabe (S. 18.) als richtig 
anzunehmen, und findet eine Einigung hierüber mit den Steuerpflichtigen nicht 
Datt, fo ijt die Steuerbehörde befugt, ſelbſtſtändig den Werth zu ermitteln und 
danach die Steuer zu erheben. Die Koſten der Werthsermittelung fallen dem 
Steuerpflichtigen zur Laſt, wenn der ermittelte Werth den von dem Steuer⸗ 
pflichtigen angegebenen Werth um mehr als 10 Prozent überſteigt. Die etwa ge⸗ 
zahlten Koſten werden erſtattet, wenn im Verwaltungswege oder im Rechtswege 
(S. 40.) die Ermäßigung des Werthes auf einen nicht zum Koſtenerſatz verpflich 
tenden Betrag erfolgt. 


$. 20. 


Vermögen, deffen Erwerb von dem Eintritt einer aufſchiebenden Bedingung Bebingter Erwerb. 
abhängt, unterliegt der Beſteuerung erſt bei dem Eintritt der Bedingung. Die 
Steuerbehörde kann jedoch Sicherſtellung der alsdann zu entrichtenden Steuer 
fordern. Unter einer auflöſenden Bedingung erworbenes Vermögen — mit Aus⸗ 
nahme der Nutzungen von unbeſtimmter Dauer, welche lediglich nach den 
Beſtimmungen in den SS. 13. bis 16. zu behandeln find — ijt wie unbedingt 
erworbenes zu verſteuern. Beim Eintritt der Bedingung wird aber die gezahlte 
Steuer bis auf den der wirklichen Bereicherung entſprechenden Betrag erſtattet. 


F. 21. 


Den Werth der ſteuerpflichtigen Maffe vermindernde Laſten unb Leiſtungen ssebingte Belaftung. 
werden, ſoweit fie vom Eintritt einer auffchiebenden Bedingung abhängen, nicht 
berückſichtigt. Beim Eintritt der Bedingung iſt das Zuvielgezahlte von der 
Steuerbehörde zu erſtatten. i 

Laſten, deren Fortdauer von einer auflöfenden Bedingung abhängt — 
mit Ausnahme der Leiſtungen von unbeſtimmter Dauer, deren abzuziehender 
Werth nach den Beſtimmungen in ben SS. 13. bis 16. fid) berechnet — werden 
wie unbedingte in Abzug gebracht. Beim Eintritt der Bedingung iſt derjenige 
Steuerbetrag ade en, welcher mehr zu entrichten geweſen ſein würde, 
wenn der Zeitpunkt des Eintritts der Bedingung bei Berechnung der Steuer 
un gewefen wäre. Die Steuerbehörde kann Sicherſtellung bieje8 Anſpruchs 
ordern. 

(Nr. 8144.) §. 22. 


Unfidjere Forderungen, 


Betrag der Lehns- 
und Fideikommiß⸗An⸗ 
fälle. 


Erwerb der Subſtanz 


ohne die Nutzung. 
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š 22. 


Die in den $$. 20. und 21. enthaltenen Beſtimmungen find gleichmäßig 
auch auf die von einem Ereigniß, welches nur hinſichtlich des Zeitpunktes 
ſeines Eintrittes ungewiß iſt, abhängigen Erwerbungen, Laſten und Leiſtungen 
anzuwenden. € A 


Unfichere Forderungen und andere zur fofortigen Werthermittelung nicht 
geeignete Gegenſtände kommen mit einem muthmaßlichen Werthe in 5 ung 
den der Steuerpflichtige in Vorſchlag bringt. Findet feine Einigung ſtatt, jo 
kann die Steuerbehörde von dem angegebenen Werthe die Steuer einziehen und 
die Berichtigung des Werthanſatzes, ſowie die entſprechende Nachforderung oder 
Erſtattung der Steuer bis zum Ausgange derjenigen Verhandlungen vor⸗ 
behalten, von welchen die Bezahlung der Forderung beziehungsweiſe die Werths⸗ 
ermittelung abhängt. 

Sind bei Berechnung der Steuer ungewiſſe oder noch unbekannte Anſprüche 
an die Maſſe außer Berückſichtigung geblieben, ſo wird, wenn dieſelben ſpäter 
zur Verwirklichung gelangen, das Zuvielgezahlte von der Steuerbehörde zurück⸗ 
erſtattet. 

$. 24. 


Lehns⸗ und Fideikommißanfälle, ſie mögen in Gütern oder Kapitalien be⸗ 
ſtehen, ſowie Anfälle aus Familienſtiftungen werden nach Maßgabe des Werths 
der einjährigen Nutzung und des Lebensalters des Erwerbenden nach Vorſchrift 
des F. 14. verſteuert. 

§. 25. 


Iſt einem Erben, Vermächtnißnehmer u. ſ. w. Vermögen angefallen, Sa 
Nutzung einem Dritten zuſteht, fo wird daſſelbe um den nach Vorſchrift der 
SS. 13. ff. berechneten Werth bet Tn geringer angeſchlagen, wenn der 
Erwerber der Subſtanz die Verſteuerung bei dem Anfall bewirkt. Wird die 
Ausſetzung der Verſteuerung der Subſtanz bis zur Vereinigung der Nutzung mit 
der Subſtanz beantragt, ſo findet der vorſtehend angeordnete Abzug nicht ſtatt. 
Vielmehr siet alsdann die Beſteuerung nach Maßgabe ber bei Beendigung 
de Nutznießung des Dritten obwaltenden erhältniſſe, und wenn inzwiſchen eine 
wei te Vererbung der Subſtanz eingetreten fein ſollte, ohne 1 einer 
Steuer für die dazwiſchen liegenden Anfälle dergeſtalt, als ob der in die Nutzung 
eintretende Erwerber der Subſtanz das Eigenthum unmittelbar von dem urſprüng⸗ 
lichen Erblaſſer erworben hätte. Bei Ausſetzung der Verſteuerung iſt die Steuer 
auf Verlangen der Steuerbehörde aus der Maſſe auf Koſten des Erwerbers der 
Subſtanz ſicher zu ſtellen. 

Bei fideikommiſſariſchen Subſtitutionen wird der Fiduziar als Nießbraucher 
und der Fideikommiſſar als Subſtanzerbe des herauszugebenden Vermögens 
behandelt. Iſt jedoch das Fideikommiß auf dasjenige beſchränkt, was beim 
Tode des Fiduziars noch vorhanden fein werde (quidquid supererit), fo haben 
ſowohl der Fiduziar von dem vollen Betrage des Anfalles, als der Get 

om⸗ 
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kommiſſar von dem vollen Betrage des an ihn herausgegebenen Vermögens, 
E rem Verwandtſchaftsverhältniß zum Erblaſſer die Erbſchaftsſteuer zu 
entrichten. 


$. 26. 


Die Erbſchaftsſteuer wird nach dem ganzen Antheile jedes einzelnen Erwer⸗ Berechnung der Steuer. 
bers eines Anfalles für dieſen beſonders berechnet. Haben Ehegatten in einer 
gemeinſchaftlichen letztwilligen Verfügung Verwandte des einen oder beider Ehe— 
gatten zu Erben eingeſetzt oder mit Zuwendungen bedacht, und bleibt zweifelhaft, 
von welchem der beiden Ehegatten der Anfall erfolgt iſt, ſo wird angenommen, 
daß der Anfall von dem dem Steuerpflichtigen am nächſten verwandten Ehe⸗ 
gorte erfolgt fei, ſoweit der Nachlaß des letzteren reicht. Kann der Betrag des 

achlaſſes des zuerſt verſtorbenen Ehegatten nicht ermittelt werden, fo ijt derſelbe 
behufs Berechnung der Steuer auf die Hälfte des beim Tode des letztleben⸗ 
den Gatten vorhandenen Vermögens anzunehmen. Bleibt ios nur in Betreff 
einzelner Vermögensgegenſtände zweifelhaft, zu welchem Nachlaß fie gehören, 
ſo wird angenommen, daß dieſelben zum Nachlaß jedes Ehegatten zur Hälfte 
gehören. 
$. 27. 


Die Erbſchaftsſteuer trifft den Erwerber des ſteuerpflichtigen Anfalles. Saſtung fürdie Steuer. 
Für dieſelbe haftet die ganze fteuerpflichtige Maffe (S. 5.), aus welcher auch auf 
rcp 15 21 Verſteuerung bedingter Anfälle Sicherheit beſtellt werden muß 
SS. 20. un D. 
Erben und Miterben find bis auf Höhe des aus der Erbſchaft Empfangenen 
für die von allen den Nachlaß betreffenden Anfällen zu entrichtende Erbſchafts⸗ 
ſteuer ſolidariſch verpflichtet. 
Hinſichtlich der in dieſem Geſetze den Erben und Miterben aufgelegten 
Verpflichtungen werden Erwerber eines Univerſalvermächtniſſes oder eines Vere 
mächtniſſes unter einem Univerſaltitel den Erben und Miterben gleichgeachtet. 


$. 28. 


Geſetzliche Vertreter und Bevollmächtigte der Erbintereſſenten, Teſtaments⸗ 
exefutoren und Nachlaßverwalter, ſowie die Verwalter von Familienſtiftungen, 
dürfen die Erbſchaft, einzelne Erbtheile, Vermächtniſſe oder Schenkungen, bezie⸗ 
hungsweiſe die Hebungen aus der Familienſtiftung, nur nach Berichtigung oder 
Sicherſtellung der darauf treffenden Erbſchaftsſteuer ausantworten und bleiben 
im entgegengeſetzten Falle für die Steuer verhaftet. 


$. 29. 


. Die Verwaltung des Erbſchaftsſteuerweſens wird unter Leitung des Finanz Verwaltung der 
miniſters von den Provinzial. Steuerbehörden durch die Erbſchafts⸗Steuerämter Steuer, 
ipt welchen innerhalb ber ihnen von dem Finanzminifter anzuweiſenden Ge⸗ 

äftsbezirke die Feſtſtellung und Einziehung der zu erhebenden Erbſchafts⸗ 

teuerbeträge und die Aufſicht über die Beobachtung der Vorſchriften dieſes Gee 

(Nr. 8144) ſetzes 
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ſetzes obliegt. Dieſelben erhalten nach Vorſchrift der betreffenden Minifterien 
von denjenigen, welchen die Führung der Todtenliſten obliegt (Pfarrern, Bürger⸗ 
meiſtern u ſ. w.), periodiſche Auszüge aus letzteren nach Maßgabe der für dieſen 
Zweck anzuordnenden Formulare, ingleichen von den Gerichten beglaubigte Mb» 
ſchriften der eröffneten letztwilligen Verfügungen und der Todeserklärungen. 


$. 30. 


Anmeldung des An- Jeder, dem ein ſteuerpflichtiger Anfall (S. 1.) zukommt, ift verpflichtet, 
falles. benfelben binnen drei Monaten, nachdem er davon Kenntniß erlangt hat, dem 
uſtändigen Erbſchafts⸗Steueramte ſchriftlich anzumelden, ohne Unterſchied, ob 
ie Erwerbung des Anfalles bereits ſtattgefunden hat oder nicht. Iſt ber Bere 
pflichtete in außereuropäiſchen Ländern oder Gewäſſern abweſend, ſo werden die 
Kee unb die im $. 33. beſtimmte zweimonatliche Frift auf ſechs Monate 
verlängert. 

Es wird vermuthet, daß ſpäteſtens am 30 fen Tage nach dem Eintritt des 
Anfalles der zur Anmeldung Verpflichtete, wenn er in Europa ſich aufhält, 
Kenntniß von dem Anfalle erlangt hat, vorbehaltlich des der Steuerbehörde ob, 
liegenden Beweiſes eines früheren und des dem Steuerpflichtigen obliegenden 

Beweiſes eines ſpäteren Zeitpunktes. 


§. 31. 


Theilnehmer an einer Erbſchaft, forie die zu Hebungen aus einer Familien⸗ 
ſtiftung Berufenen werden von der Anmeldungspflicht (S. 30.) befreit, wenn die 
ihnen zukommenden Anfälle von einer der im $. 28. bezeichneten Perſonen ober 
einem Mitberechtigten rechtzeitig angemeldet werden. 


§. 32. 
Der Empfang der Anmeldung iſt von dem Erbſchafts⸗Steueramt auf 
7 Verlangen auf einem vorzulegenden Duplikate offen, unb ſtempelfrei zu bee 
ſcheinigen. 
š §. 33. 
Verzeichniß und De Innerhalb einer ferneren zweimonatlichen Friſt nach Ablauf der Anmel: 
S Harati. . dungsfriſt ($. 30.) muß dem zuſtändigen Erbſchafts. Steueramte ein vollſtändiges 


und richtiges, pugleid die erforderlichen Werthangaben enthaltendes Verzeichniß 
(Inventarium) über die geſammte fteuerpflichtige Maffe und alle derſelben zuzu⸗ 
rechnende oder davon in Abzug zu bringende Gegenſtände vorgelegt werden. 
Hiermit iſt eine ſchriftliche Deklaration der die Feſtſetzung der Erbſchaftsſteuer 
bedingenden Verhältniſſe zu verbinden und einzureichen. 

Eine Verlängerung der Friſt ift auf Antrag zu bewilligen, ſofern Beton: 
dere Gründe es erforderlich machen, und muß insbeſondere gewährt werden, 
wenn der Berufene den Anfall noch nicht erworben hat und dies anzeigt. 

Hinſichtlich der Einrichtung des Verzeichniſſes und der Deklaration ſind 
die nach Bedürfniß von dem Finanzminiſter zu erlaſſenden näheren Vorſchriften 
zu beobachten. 

$. 34. 


Lem 


— 337 —' 


$. 34. | 


Bei Erbſchaften, an denen kein fteuerpflichtiger Erbe Theil nimmt, ſondern 
bei denen nur ſteuerpflichtige Vermächtniſſe, Schenkungen u. f. w. vorkommen, 
kann das Verzeichniß und die Deklaration (S. 33.) auf die, ſteuerpflichtige An⸗ 
fälle betreffenden, Gegenſtände und Verhältniſſe beſchränkt werden. 


$. 35. 


ct e Verpflichtung zur Vorlegung des Verzeichniſſes und der Deklaration 
legt ob: SI 


1) bei Erbſchaften in Bezug auf alle ben Nachlaß betreffenden ſteuerpflich⸗ 
tigen Anfälle — wenn ein Teſtamentsvollzieher oder Nachlaßverwalter 
vorhanden ift, dieſem, fonft den Erben, ohne Unterſchied, ob fie ſelbſt 
von den ihnen zukommenden Anfällen Erbſchaftsſteuer zu entrichten haben 

oder nicht. Andere Theilnehmer (Vermächtnißnehmer u. ſ. w.) ſind in 
Betreff des ihnen zukommenden Anfalles zur Vorlegung des Verzeich⸗ 
niſſes und der Deklaration nur auf Aufforderung des Erbſchafts⸗Steuer⸗ 
amts innerhalb der ihnen bekannt zu machenden Friſt verpflichtet; 


2) bei den im F. 1. unter 2. und 3. bezeichneten Anfällen — jedem Steuer⸗ 
pflichtigen hinſichtlich des ihm zukommenden Anfalles. | "B 
i Für Bevormundete, unter Kuratel oder väterlicher Gewalt ſtehende oder 
luriſtiſche Perſonen und für Konkursmaſſen iſt die vorerwähnte Verpflichtung 
und die Verpflichtung zur Anmeldung (S. 30. ff.) von deren geſetzlichen Bere 
etern zu erfüllen. 


$. 36. 
Das Erbſchafts⸗Steueramt hat die Richtigkeit und Vollſtändigkeit der vor⸗ Bernere Ermittelungen. 
gelegten Verzeichniſſe und Deklarationen zu prüfen und die Verpflichteten (S. 35.) š 


zur Erledigung der ihnen bekannt gemachten Erinnerungen innerhalb der zu be. 
immenden Friſt anzuhalten. Jeder, dem ein der Erbſchaftsſteuer unterworfener 
Anfall (§. 1.) zukommt, ift zur Ertheilung der von dem Erbſchafts⸗Steueramt 
erforderten Auslunft über die auf den Anfall bezüglichen thatſächlichen Verhält— 
niſſe, ſoweit fie auf bie Feſtſetzung der Steuer für den an ihn ſelbſt oder an 

andere Theilnehmer an der Erbſchaft u. ſ. w. gelangenden Anfall von Einfluß 
ein können, verpflichtet. 

Auf Verlangen müſſen dem Erbſchafts⸗Steueramte die den Anfall betref⸗ 
fenden Urkunden zur Einſicht vorgelegt werden, insbeſondere letztwillige Verfü⸗ 
gungen, Erwerbsdokumente und die Beweismittel über die von der Maſſe abzu⸗ 

Minden Schulden und andere Anſprüche, auf Grund deren Abzüge von a 

Maſſe gemacht, oder Theile derſelben ausgeſchieden werden follen. 

A Wird in den vorgedachten Fällen den Aufforderungen des Erbſchafts⸗ 

Steueramts nicht genügt, fo kann daſſelbe die Säumigen durch Feftfegung und 
inziehung von Ordnungsſtrafen bis zu dem Betrage von zwanzig Thalern zur 

Jahrgang 1873, (Nr. 8144) 51 de 
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Befolgung ſeiner Anordnungen anhalten, auch das zur Erledigung derſelben 
Nöthige auf Koſten der Säumigen beſchaffen. 


$. 37. 
Cidesftattliche Ber- Das Erbſchafts⸗Steueramt ift berechtigt, denjenigen, welchen ein nach S. 1. 
ſicherungen. der Erbſchaftsſteuer unterworfener Anfall zukommt, eine Verſicherung an Eides 


Datt über die Richtigkeit und Vollſtändigkeit des vorgelegten Verzeichniſſes und 
der Deklaration oder einzelner Theile derſelben (SS. 33. und 34.), und der erfor 
derten ferneren Angaben (S. 36.), abzunehmen. Die eidesſtattliche Verſicherung 
iſt nach näherer Beſtimmung des Erbſchafts⸗Steueramtes vor ihm ſelbſt oder 
der deshalb requirirten Behörde ſchriftlich oder mündlich abzugeben. 


$. 38. 
Averſional⸗ Verſteue⸗ Der Finanzminiſter iſt ermächtigt, ausnahmsweiſe von der Vorlegung des 
SE Verzeichniſſes (S. 33.) auf Antrag der Steuerpflichtigen ganz oder zum Thei 


abzuſehen und ein Averſionalquankum für die Erbſchaftsſteuer anzunehmen, au 
die Averſionalverſteuerung ſolcher Anfälle, deren Verſteuerung Gef noch aude 
geſetzt bleiben müßte, zu geſtatten. 

Wenn ein überlebender Ehegatte mit mehreren Kindern die eheliche Güter 
gemeinſchaft fortſetzt, ſo wird die Verſteuerung des beim Tode eines Kindes an 
deffen Geſchwiſter oder deren Deſcendenten gelangenden Anfalles bis zur Auf 
löſung der Gütergemeinſchaft ausgeſetzt und erfolgt nach Maßgabe des alsdann 
vorhandenen Vermögens. | 


$. 39. 


Gefiftellung der Steuer. Iſt die Erbſchaftsſteuer berechnet, ſo ertheilt das Erbſchafts⸗Steueramt eine 
koſten und ſtempelfreie Beſcheinigung, welche den Betrag der ſteuerpflichtigen 
Maſſe, die einzelnen Anfälle, das Verwandtſchaftsverhältniß, die Beträge det 
von den einzelnen Steuerpflichtigen zu entrichtenden Steuer angiebt und zu leich 
die Anweiſung zur Entrichtung der Steuer enthält. Die Verzögerung der Au’ 
einanderſetzung der Erben darf die Entrichtung der Steuer nicht aufhalten, fo 
weit der Nachlaß zu deren Zahlung liquid iſt. 


ç. 40. 


Zuläſſigkeit des Die Beſtimmungen in ben $$. 11. bis 14. des Geſetzes, betreffend die 
Rechtsweges. Erweiterung des Rechtsweges, vom 24. Mai 1861. (Geſetz-Samml. S. 241. 
und im Artikel 5. der Verordnung vom 16. September 1867. (Geſetz⸗Samm 
S. 1515.) finden auch auf die nach Vorſchrift dieſes Geſetzes zu entrichtende 
Erbſchaftsſteuer Anwendung. Eines Vorbehaltes bei Zahlung der Erbſchafts⸗ 

ſteuer (S. 12. des Geſetzes vom 24. Mai 1861.) bedarf es nicht. 
Inſoweit die gänzliche oder theilweiſe Erſtattung der erlegten Steuer wegen 
eines nach deren Fat eg eingetretenen Ereigniſſes verlangt werden kann, i 
die se bei Verluſt des Klagerechts binnen Sabres ft nach dem Eintritt des 


Ereigniſſes anzubringen. 
$. 41 f 
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$. 41. 


Wer die geſetzliche Verpflichtung zur Anmeldung eines ſteuerpflichtigen Strafbeftimmungen. 
Anfalles, oder M" We n des Verzeichniſſes und ta Deklaration ($. 33.) 

innerhalb ber vorgeſchriebenen, beziehungsweiſe auf Antrag verlängerten Friſt 
nicht erfüllt, hat die durch die amtlichen Ermittelungen entſtehenden Koſten zu 

agen, die in Folge ſeiner Säumigkeit etwa ausfallenden Steuerbeträge zu 

erſetzen und verfällt außerdem in eine dem doppelten Betrage der Erbſchaftsſteuer 

von dem betreffenden Anfalle gleiche Geldſtrafe, wenn aber der Betrag der 
Setting nicht ermittelt werden kann, in eine Geldſtrafe bis zu Eintaufend 

rn. 


Tha 

Iſt jedoch nach den obwaltenden Umſtänden anzunehmen, oder kann der 
lët nachweiſen, daß bie rechtzeitige Erfüllung der Verpflichtung nicht 
in der Abſicht, die Erbſchaftsſteuer zu hinterziehen, unterlaſſen fet, fo tritt Datt 
der vorgedachten Geldſtrafe nur eine Ordnungsſtrafe bis zu funfzig Thalern ein. 

Dieſe Ordnungsſtrafe kann ohne vorgängige Einleitung eines Strafverfah⸗ 
rens von dem zuſtändigen Erbſchafts⸗Steueramte bis auf Höhe von zwanzig 
Thalern durch beſonderen, die Entſcheidungsgründe enthaltenden Beſcheid feſt⸗ 
geſetzt werden, gegen welchen dem Angeſchuldigten der Rekurs oder die Berufung 
he den Rechtsweg wie gegen ein Strafrefolut der Steuerbehörden (S. 45.) jus 
ehen. Die Einziehung der Steuer erfolgt unabhängig von ber Beſtrafung. 


$. 42. 


Die Beſtimmungen des $. 41. finden gleichmäßig Anwendung auf den⸗ 
lenigen, welcher wiſſentlich zu einem fteuerpflichtigen Anfalle gehörige Gegenſtände, 
H eren Angabe er verpflichtet ift, verſchweigt, oder über bie Thatſachen, welche 
ie Steuerpflichtigkeit, die Höhe des Steuerſatzes oder des Steuerbetrages beſtim⸗ 
men, wiſſentlich unrichtige Angaben macht. 

Eine Beſtrafung findet jedoch nicht ſtatt, wenn der Pflichtige auf erforderte 
eidesſtattliche Verſicherung feine Angaben berichtigt. Auch fällt die hier vorge- 
chriebene Beſtrafung hinweg, wenn die Täuſchung mittelſt Urkundenfälſchung 
oder eidesſtattlicher Verſicherung unternommen ift und wegen dieſer Vergehen 
Beſtrafung eintritt. 

; $. 43. 


Wer der Verpflichtung zur Abgabe der eidesſtattlichen Verſicherung auf 

wiederholte Aufforderung D 37.) innerhalb ber zu beſtimmenden Friſt nicht ge 

TNR mit einer Geldſtrafe von fünfundzwanzig bis Eintauſend Thalern 
raft. 


$. 44. 


Die Umwandlung der in den $$. 41. 42. und 43. beſtimmten Geldſtrafen, 
zu deren Zahlung ber Verurtheilte unvermögend ift, in eine Freiheitsſtrafe findet 
Bt ftatt. Auch darf zur Beitreibung von Geldſtrafen ohne Zuſtimmung des 

erurtheilten, inſofern dieſer ein Inländer ijt, kein Grundſtück ſubhaſtirt werden. 
(Nr. 8144) 51“ §. 45. 
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i $: 45: 
In Betreff des abiminiffrativen und gerichtlichen Strafberfahrens kömmen 
— vorbehaltlich der Beſtimmung im dritten Abſatze des §. 41. — dieſelben Bor 
ſchriften zur Anwendung, nach welchen ſich das Verfahren wegen Zollvergehen 
beſtimmt. 


usa Gerd. 

Roften. Die Verhandlungen in Erbſchaftsſteuer⸗Angelegenheiten — mit Ausnahme 
derjenigen in Strafprozeſſen, hinſichtlich deren es bei den beſtehenden Vorſchriften 
bewendet — find foften- und ftempelfrei. | | 

Die Steuerpflichtigen und die in den 89, 35, und 36. bezeichneten ſonſtigen 
Verpflichteten find zur Tragung des durch die Verhandlungen mit ihnen erwach⸗ 
ſenden Porto verbunden. 

$. 47. 


Verjährung. Die Erbſchaftsſteuer — mit Ausnahme der bereits zur Hebung geſtellten 
Steuerbeträge — verjährt in zehn Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in 
welchem der ſteuerpflichtige Anal erworben, oder, wenn ſchon amtliche, auf die 
Ermittelung der Steuer gerichtete Handlungen vorgenommen ſind, nach Ablauf 
des Kalenderjahres, in welchem die letzte derartige Handlung vorgenommen iſt. 

Zur S una geftellte Steuerbeträge verjähren in vier Jahren nach Ablauf 
desjenigen Kalenderjahres, in welches der letzte Tag der Zahlungs- oder Curt 
dungsfriſt fällt, beziehungsweiſe in welchem die letzte auf die Beitreibung des 

Rückſtandes gerichtete amtliche Handlung vorgenommen iſt. ö 

Die Verjährung ſichergeſtellter Steuerforderungen kann nicht vor Ablauf 
desjenigen Jahres, in welchem die Sicherheit erloſchen iſt, beginnen. 
Die Strafverfolgung von Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften dieſes 

Geſetzes verjährt in drei Jahren, die Vollſtreckung der rechtskräftig dieſerhalb 

erkannten Strafen verjährt in fünf Jahren. 


$. 48. 


Ulebergangebeſtim⸗ Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Januar 1874. in Kraft. Hinſichtlich der 
oss ai Beſteuerung der vor dem ee Tage vollzogenen Urkunden über bie in 
ben $$. 2. unb 3. gedachten Gegenſtände, beziehungsweiſe der vor dem bezeich- 
neten Tage eingetretenen, der Erbſchaftsſteuer unterworfenen Anfälle, kommen 
noch die bisherigen Geſetze zur Anwendung. Der Finanzminiſter if jedoch 
ermächtigt, auch für die letzterwähnten Fälle die Feſtſtellung und Einziehung der 
Steuer den im F. 29. gedachten Behörden zu übertragen und in 8 
Verfahrens die erforderliche Anordnung zu erlaſſen. 
Die in dem anliegenden Tarife vorgeſchriebene Befreiung der Ehegatten 
findet ſchon auf alle nach dem heutigen Tage eintretenden Anfälle, beziehung® 
weiſe auf die nach dem heutigen Tage beurkundeten Schenkungen an Ehegatten 


Anwendung. 2 


etreff des 
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$. 49. 


Die bisherigen Vorſchriften über den Erbſchaftsſtempel und die Erbſchafts⸗ 
abgabe, insbeſondere die S$. 9. 16. 17. 18, und 25. des Geſetzes wegen der 
Stempelſteuer vom 7. März 1822. und die Positionen: „Donationen, Erbſchaf⸗ 

ten, Fideikommißanfälle, Legate, Lehnsanfälle, Schenkungen, Vermächtniſſe“ des 
Stempeltarifs von demſelben Tage, die Kabinetsorder vom 1. Dezember 1822. 
Geſetz⸗Samml. für 1823. S. 1.), die Kabinetsorder vom 27. April 1824. (id 
Samml. S. 85.), das Geſetz vom 7. Juli 1833. wegen des Erbſchaftsſtempels 
von Lehns: und Fideikommißanfällen (Geſetz-Samml. S. 82.), die Verordnung 
vom 16. September 1837. (Geſetz-Samml. S. 145.) unb die Verordnung, be⸗ 
treffend die Erhebung ber Erbſchaftsabgabe, vom 5. Juli 1867. (Geſetz⸗Samml. 
S. 1120.) werden vorbehaltlich der Anwendung auf frühere Fälle vom 1. Ja- 
nuar 1874. ab außer Kraft geſetzt. 

Der Finanzminiſter iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 30. Mai 1873. 


(L. S.) Wilhelm 
Gt. v. Koon. gut v. Bismarck. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Camphauſen. Falk. v. Kameke. Gr. v. Königsmarck. Achenbach. 
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Sari f J 
nach welchem die Erbſchaftsſteuer zu erheben iſt. 


Allgemeine Vorſchriften. 


1) Die Steuer beträgt mindeſtens 5 Sgr. und ſteigt von 5 Sgr. zu 
5 Sgr. 

2) Bei Beſtimmung des Steuerſatzes kann nicht auf ein Verhältniß zurück⸗ 
egangen werden, welches durch richterliches Erkenntniß oder Vertrag 
ſchon vor dem Eintritt des Anfalles zu beſtehen aufgehört hat, nament» 
lich werden Anfälle, die nach erfolgter Trennung einer Ehe oder nach 
aufgehobener Einkindſchaft eintreten, lediglich nach demjenigen Steuer⸗ 
ſatze verſteuert, welcher ohne Rückſicht auf das aufgehobene Verhältniß 
anwendbar iſt. 


3) Der Steuerſatz von Lehns⸗ und Fideikommiß⸗Anfällen, ingleichen von 
Hebungen aus Familienſtiftungen (§. 1. Nr. 2. und 3. des Geſetzes) 
wird nach dem Verwandtſchaftsverhältniß zwiſchen dem letzten Inhaber 
des Lehns oder Fideikommiſſes, beziehungsweiſe der Hebungen aus der 
Familienſtiftung und dem Steuerpflichtigen beſtimmt. 


4) Zu den Deſcendenten einer Frau werden auch uneheliche Kinder derſelben 
und deren Defcendenten gerechnet. 


5) Vor der Ehe geborene uneheliche Kinder einer Frau werden — außer 
im Fall der Legitimation durch nachfolgende Ehe — zu den Stiefkindern 
des Ehemannes derſelben gerechnet. 


6) Den legitimirten Kindern eines Mannes werden diejenigen außer der 
Ehe erzeugten Kinder gleichgeachtet, welche erweislich gegen denſelben die 
Rechte ehelicher Kinder in anderer Art als durch nachfolgende Ehe ers 
worben haben. 


7) Eheliche und uneheliche Kinder derſelben Mutter, ingleichen eheliche und 
legitimirte Kinder deſſelben Vaters werden als halbbürtige Geſchwiſter 
angeſehen. 

Der Anfall wird verſteuert: 

A. mit Einem vom Hundert des Betrages, wenn er gelangt an Perſonen, 
welche dem Hausſtande des Erblaſſers angehört und in demſelben in 
einem Dienſtverhältniß geſtanden Eet fofem der Anfall in Penfionen, 
Renten oder anderen auf die Lebenszeit der Bedachten beſchränkten 
Nutzungen beſteht, die ihnen mit Rückſicht auf dem Erblaſſer geleiſtete 
Dienſte zugewendet werben; ; 22 
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B. mit Zwei vom Hundert des Betrages, wenn er gelangt an: 
a) adoptirte oder in Folge der Einkindſchaft zur Erbſchaft berufene 
Kinder und deren Deſcendenten, et 
b) voll» ober halbbürtige Geſchwiſter und deren Defcendenten; 
C. mit Vier vom Hundert des Betrages, wenn er gelangt an: 
a) vorſtehend nicht benannte Verwandte bis einſchließlich zum ſechsten 
Grade der Verwandtſchaft, 5 
b) Stiefkinder und deren Deſcendenten und Stiefeltern, 
e) Schwiegerkinder und Schwiegereltern, 
d) natürliche, aber von dem Erzeuger erweislich anerkannte Kinder, 
e) außerdem ſind mit Vier vom Hundert des Betrages zu verſteuern 
alle Anfälle und Zuwendungen, welche ausſchließlich zu wohl⸗ 
thätigen, gemeinnützigen oder Unterrichts⸗Zwecken beſtimmt ſind, in⸗ 
ſofern ſolche nicht einzelne Familien oder beſtimmte Perſonen be 
treffen und die wirkliche Verwendung zu dem beſtimmten Zwecke 
geſichert ift; 
D. mit Acht vom Hundert des Betrages: 
in allen anderen Fällen. 


Befreiungen. 


Von der Erbſchaftsſteuer befreit iſt: 


1) jeder Anfall, welcher den Betrag von 50 Thlrn. nicht erreicht, mit 
Ausnahme des Falles, daß lediglich in Folge des Abzuges des Werthes 
der einem Dritten zuſtehenden Nutzung (S. 25. des Geſetzes) der Werth 
der Subſtanz ſich unter den Betrag von 50 Thlrn. vermindert; 


2 jeder Anfall, welcher gelangt an: 
a) Aſcendenten, 


b) Deſcendenten, ſofern dieſelben aus gültigen Ehen abſtammen ode 
legitimirt ſind. Auch uneheliche Kinder haben von ei Stadjlaffe 

ihrer Mutter oder deren Aſcendenten keine Erbſchaftsſteuer zu ents 
richten, 

e) Ehegatten, 

d) Perſonen, welche dem Hausſtande des Erblaſſers angehört i 
demſelben in einem Dienſtverhältniß iiri Sé bi 
Anfall den Betrag von 300 Thlrn. nicht überſteigt. Bei einem 
höheren Betrage iſt die von dem ganzen Betrage zu berechnende 
Steuer nur ſoweit zu entrichten, als dieſelbe aus dem die 
Summe von 300 Thlrn. überſteigenden Betrage entnommen mer, 
den kann, 

(Nr, 8144.) | e) ben 


e) den Fiskus und alle öffentlichen Anſtalten und Kaſſen, welche 
für Rechnung des Staates verwaltet werden oder dieſen gleiche 
geſtellt find, 

f) Orts⸗ oder Land⸗Armenverbände zur Verwendung für Hülfs⸗ 
bedürftige, , 

g) öffentliche Armen⸗, Kranken, Arbeits⸗, Straf- und Beſſerungsan⸗ 
ſtalten; ferner Waiſenhäuſer, vom Staate genehmigte Hoſpitäler 
und andere Verſorgungsanſtalten oder andere milde Stiftungen, 
welche vom Staate als ſolche ausdrücklich oder durch Verleihung 
der Rechte juriſtiſcher Perſonen anerkannt find, = . 

h) öffentliche Schulen und Univerſitäten, öffentliche Sammlungen für 
Kunſt oder Wiſſenſchaft, n 

i) Deutſche Kirchen und andere Deutſche Religionsgeſellſchaften, denen 
die Rechte juriſtiſcher Perſonen zuſtehen. Bird I i 

.k) Inſoweit noch außerdem nach den beftehenden Beſtimmungen ſubjek⸗ 
tive Befreiungen vom Erbſchaftsſtempel, beziehungsweiſe von der 
Erbſchaftsabgabe beſtehen, welche nach den Landesgeſetzen nur gegen 
Entſchädigung aufgehoben werden können, oder auf beſonderem 
landesherrlich verliehenen Privilegium beruhen, finden dieſelben 
gleichmäßig auch auf die fernerhin zu entrichtende Erbſchaftsſteuer 


nwendung. 
Gegeben Berlin, den 30. Mai 1873. 


(I. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Roon. Fürſt v. Bismarck. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Camphauſen. Falk. v. Kameke. Gr. v. Königsmarck. Achenbach. 
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(Nr. 8145.) Geſetz, betreffend bie Verwerthung der Forſtnutzungen aus den Staatswaldungen 
in den vormals kurheſſiſchen Landestheilen. Vom 6. Juni 1873. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Kinig von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was folgt: 


S. 1. 


Das Gefe vom 28. Juni 1865., betreffend die Verwerthung der Forſt⸗ 
nutzungen in den Staatswaldungen des vormaligen Kurfürſtenthums Heſſen 
(Sammlung von Geſetzen ꝛc. für Kurheſſen, Band 17., Jahrgang 1865., 
S. 423. ff.) wird aufgehoben, inſofern es nicht in den nachftehendenBeftimmungen 
aufrecht erhalten wird. 


$. 2. 


Zu Gunſten der im F. 2. Nr. 1. 7. und 8. des Geſetzes vom 28. Juni 
; 1865, bezeichneten Staatsangehörigen foll Brenn- und Kohlholz, ſowie Streu- 
(v2 “or material zu den in der Anlage genannten odi in feftgeftellten Taxen, welche ins 
ener “DOR im Wege der Geſetzgebung abgeändert werden können, aus den dort bezeich- 

Jein nnn neten Forſten, ſoweit deren nahha tip Ertragfähigkeit es "ween nad) Maßgabe 

„ e des angezogenen S. 2. abgegeben werden und zwar, was Nr. 1. des §. 2. anlangt, 
; unter folgenden Bedingungen. Š 


Bis QX Pan: ECS 


dz Dd Zaa nae 


§. 3. 


Das Brennholz wird einer jeden Gemeinde zu Händen ihres Ortsvorſtandes 
in dem erſten Quartale jeden Jahres überwieſen und ſind die Forſtgelder aus der 
Man en bis zum 1. Oktober deſſelben Jahres an die betreffende Forſtkaſſe 
einzuzahlen. 

; Të Gemeinderath beſtimmt die Termine für bie . der Forſtgelder 
Seitens der einzelnen Holzempfänger an die Gemeindekaſſe. Verzögerungen in 
der Zahlung an die Forſtkaſſe ziehen den Verluſt des Rechtes zum Bezuge von 

Brennholz gegen die Taze für das folgende Jahr auf die Höhe der reſtirenden 
Summe nach ſich. 
So lange eine Gemeinde mit einer Zahlung im Rückſtande iſt, wird kein 
Holz an dieſelbe abgegeben. 


$. 4. 


Die Anweiſung des Brennholzes erfolgt in einem dem Ortsvorſtande min⸗ 
deſtens drei Tage vorher unter Zuſtellung des Nummerverzeichniſſes bekannt zu 
machenden Termine im Walde, und zwar für den nicht ME DAR en beziehung3» 
weiſe nicht vertretenen Ortsvorſtand dadurch, daß ber anweſende Forſtbeamte das 
Holz mit dem Namen der Gemeinde bezeichnet. 

Vom Augenblick der Anweiſung an ſteht das Holz auf Gefahr der Ge. 
meinde, und vom Zeitpunkte der Ueberweiſung an die einzelnen Holzempfänger, 
auf deren Gefahr. Daſſelbe muß bei Vermeidung der durch die forſtpolizeilichen 

Vor⸗ 


p 
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Vorſchriften angedrohten Strafen innerhalb der von der Forſtverwaltung allgemein 
zu beſtimmenden Friſten vom Ort der Anweiſung entfernt werden. 


§. 5. 

Das Forſtgeld wird nach den Taxſätzen des Geſetzes vom 28. Juni 1865. 
in der Weiſe bemeſſen, daß die Forſtbehörde die Maaße jenes Geſetzes einer Um- 
rechnung nach der Maag- und Gewichtsordnung vom 17. Auguſt 1868. bei 
Abrundung der Taxen für einen Raum Kubikmeter der Kloben⸗, Knüppel⸗ und 
Stubben⸗Brennhölzer (Scheit⸗, Prügel⸗ und Erdſtockhölzer) auf volle Silber- 
groſchen, im Uebrigen auf volle Pfennige unterzieht, wobei Bruchſilbergroſchen 
reſp. Bruchpfennige von + und darüber für voll zu rechnen, unter 4 aber unbe⸗ 
rückſichtigt zu laſſen ſind. 5 
TEN 

Das einer Gemeinde in Sufunft jährlich abzugebende Brennholzquantum 
wird ein für alle Mal feſtgeſtellt und nach der für die Be n jeder Ge⸗ 
meinde im Durchſchnitt der fünf Jahre 1867/71. nach dem Geſetz vom 28. Juni 
1865. in den Bedarfsverzeichniſſen feſtgeſtellten, und wo dies nicht ermittelt wer⸗ 
den kann, von der Forſtbehörde angewieſenen Zahl von Klaftern oder Schocken 
bemeſſen. Die Forſtbehörde hat dem Ortsvorſtande jeder Gemeinde das ermit- 
telte Durchſchnittsquantum mitzutheilen und ift jeder Ortsvorſtand befugt, bo, 
gegen binnen ſechs Wochen präkluſiviſcher Friſt Widerſpruch bei dem Oberpräſi⸗ 
denten der Provinz zu erheben, bei deſſen Entſcheidung nach Anhörung beider 
Theile es bewendet. 

Innerhalb vierzehn Tagen von der der Gemeinde bis zum 1. Dezember 
jedes Jahres zu machenden Mittheilung darüber, in welchen Forſtorten das für 
das nächſte Jahr feftgeftellte Brennholzfixum abgegeben werden foll, hat der 
Ortsvorſtand der Forſtbehörde zu erklären, in wie weit die Gemeinde das für 
fie feſtgeſtellte Holzauantum für das nächſte Jahr beziehen will. Unterbleibt 
diefe Anzeige, fo muß das der Gemeinde zuſtändige Holzfizum abgegeben und 
bezahlt werden. 

Sollte durch ſpäter eintretende Umſtände eine etwaige Veränderung in der 
Beſtimmung der zur Abgabe des Holzes gewählten Forſtorte eintreten, ſo erhält 
die Gemeinde eine neue vierzehntägige Deliberationsfriſt. 


§. 7. 
Die Vertheilung des für die Gemeindeangehörigen im Ganzen empfangenen 
Holzes hat der Gemeinderath nad) Maßgabe ber Sata des as Nr. 1. 
und $. 5. des Geſetzes vom 28. Juni 1865., jedoch bei vorzugsweiſer Berück . e 
ſichtigung der ärmeren Gemeindeangehörigen zu bewirken. Beſchwerden gegen Arsen = Heeg. 
die ertbeilung werden von der Gemeinde⸗Aufſichtsbehörde und in letzter Inſtanz „ 
von der Königlichen Regierung in Kaſſel entſchieden. EE 


ec He 


Üpf . 2, ot, ad, d 479. Aan Bin Bt. 2⁄9 4m 
7 Š. 8. Mag 2». 
Das nach biejem Geſetze den Empfängern zugefallene Holz darf bei Einem ee 
Thaler Strafe für den Kubikmeter midi gend verkauft werben, E JA 9m 
(Nr. 8145.) e. ar N . EP hang Fa fhe) etme ann g : 
FFC Fegan n AR Betty en, 
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Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Oktober 1873. in Kraft, und werden bie 
Miniſter der Finanzen und des Innern mit deſſen Ausführung beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 6. Juni 1873. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. 9toon. Fürſt v. Bismarck. Gr. zu Eulenburg. 
Camphauſen. Falk. v. Kameke. Achenbach. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


